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Drs.-Nr.: 8/6122
Thema: IT-Projekte der sächsischen Polizei — Planung, Umsetzung,

Kosten und Ursachen für Fehlentwicklungen

Sehr geehrter Herr Präsident,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die
Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:
Welche IT-Projekte wurden in den vergangenen zehn Jahren im Ge-
schäftsbereich des Sächsischen Staatsministeriums des Innern (SMi)
für die Polizei Sachsen geplant, begonnen oder eingeführt, und wie ist
jeweils der Projektstatus (geplant, in Umsetzung, abgeschlossen, abge-
brochen, ausgesetzt)?

Frage 2:
Welche Gesamt- und Jahreskosten (geplant vs. tatsächlich angefallen)
sind für diese Projekte jeweils entstanden, einschließlich externer Bera-
tungsleistungen, Softwarelizenzen, Hardware, Schulungen und Folge-
kosten?

Frage 3:
Bei welchen Projekten kam es zu erheblichen Verzögerungen, Funkti-
onsproblemen, Performance-Defiziten oder Projektabbrüchen, und wel-
che konkreten Ursachen (z. B. technische Infrastruktur, Bandbreite, Pro-
jektsteuerung, Ausschreibungsverfahren, fehlende Praxiseinbindung,
Personalengpässe) wurden dafür identifiziert?

Frage 4:
Welche Maßnahmen zur Qualitätssicherung (z. B. Pilotphasen, Last-
tests, Einbindung der Praxis, Rückmeldeschleifen mit Personalräten)
wurden vor Einführung der jeweiligen Systeme durchgeführt, und in
welchen Fällen wurden Hinweise aus der Praxis nicht oder nur teilweise
berücksichtigt?
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Frage 5:

Welche Schritte plant die Staatsregierung, um künftig Fehlentwicklungen, Kosten-

steigerungen und Funktionsprobleme bei Digitalisierungsprojekten der Polizei

Sachsen zu vermeiden, insbesondere im Hinblick auf Infrastruktur, Projektma-

nagement, Schulungskonzepte und Beteiligung der Beschäftigten?

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 bis 5:

Von einer Beantwortung wird abgesehen.

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 Satz 1 Verfassung des Freistaates Sachsen ist die Staatsre-
gierung verpflichtet, Fragen einzelner Abgeordneter oder parlamentarische Anfragen

nach bestem Wissen unverzüglich und vollständig zu beantworten. Nach dem Grundsatz

der Verfassungsorgantreue ist jedes Verfassungsorgan verpflichtet, bei der Ausübung

seiner Befugnisse den Funktionsbereich zu respektieren, den die hierdurch mitbetroffe-

nen Verfassungsorgane in eigener Verantwortung wahrzunehmen haben. Dieser Grund-

satz gilt zwischen der Staatsregierung und dem Parlament sowie seinen einzelnen Ab-

geordneten, so dass das parlamentarische Fragerecht durch die Pflicht des Abgeordne-

ten zur Rücksichtnahme auf die Funktions- und Arbeitsfähigkeit der Staatsregierung be-
grenzt ist. Die Staatsregierung muss nur das mitteilen, was innerhalb der Antwortfrist mit

zumutbarem Aufwand in Erfahrung gebracht werden kann.

Eine Beantwortung im Sinne der Fragestellungen ist der Staatsregierung nicht möglich.

Die hierzu erforderlichen Informationen liegen nicht zentral, nicht durchgängig einheitlich

dokumentiert und regelmäßig nicht statistisch auswertbar vor.

Für den abgefragten Zeitraum von zehn Jahren ist von deutlich mehr als 100 einschlägi-

gen IT-Vorhaben im Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern für die Polizei

Sachsen auszugehen. Diese wurden insbesondere in den früheren Jahren teilweise de-

zentral bearbeitet. Die dazugehörigen Unterlagen liegen daher gegebenenfalls nur ver-

teilt und in unterschiedlicher Dokumentationstiefe vor. Teile der Dokumentation erfolgten

noch nicht über digitale Akten oder ein zentrales Projektmanagement-Werkzeug.

Vor diesem Hintergrund können weder eine vollständige projektbezogene Auflistung

noch belastbare Angaben zu Projektstatus, Plan- und Ist-Kosten, Ursachen von Verzö-

gerungen oder Funktionsproblemen, Qualitätssicherungsmaßnahmen sowie künftigen

Folgerungen in der von den Fragestellungen verlangten Vollständigkeit und Differenzie-

rung innerhalb der Antwortfrist erhoben werden. Hinzu kommt, dass retrospektiv nicht

mehr alle Informationen, insbesondere zu Einzelursachen, Rückmeldeschleifen oder

Vorgängen des Fehlermanagements, statistisch auswertbar nacherhoben werden kön-

nen.

Eine Beantwortung der Fragen würde deshalb eine umfangreiche manuelle Erhebung,

Sichtung, Zusammenführung und Auswertung von Unterlagen aus einem Zeitraum von
zehn Jahren erfordern. Dies beträfe insbesondere die projektbezogene Ermittlung von

Statusangaben, Plan- und Ist-Kosten, Verzögerungsursachen, Qualitätssicherungsmaß-

nahmen, Rückmeldungen aus der Praxis sowie etwaige Erkenntnisse aus einer Fehler-

betrachtung. Dabei ist davon auszugehen, dass in der Retrospektive nicht mehr alle In-

formationen in der von den Fragestellungen vorausgesetzten Granularität verlässlich und

statistisch belastbar nacherhoben werden können. Die manuelle Auswertung der o. 9.
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mindestens 100 einschlägigen IT-Vorhaben ist mit Blick auf die Anzahl und einem Fra-

gezeitraum von zehn Jahren ersichtlich nicht zu leisten.

Die angefragten Angaben können daher innerhalbder für die Beantwortung einer Kleinen

Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit weder vollständig noch mit vertretbarem Aufwand

erhoben werden. Eine weitergehende Aufbereitung wäre nur durch eine umfassende
händische Einzelauswertung einer Vielzahl verteilter Unterlagen möglich und würde die

Arbeitsfähigkeit der betroffenen Bereiche in der sächsischen Polizei erheblich beein-

trächtigen. Eine umfassende Abwägung des Fragerechts des Abgeordneten führt zu dem

Ergebnis, dass dem Interesse der Öffentlichkeit an einer funktionsfähigen Polizei Vor-
rang zu gewähren ist.

Mit freundlichen Grüßen

dLles
Armin ‘schust r
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